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An 
das Veraltungsgericht Arnsberg 
9. Kammer 
z.Hd. Frau Carmen, Richterin am VG 
Jägerstr. 1  
59821 Arnsberg 

Ihre Nachricht vom Ihr Zeichen Unser Zeichen Berlin, den 

21.09.2009               9 K 2524/06.A                  EUR 44-09.019 09.03.2010 

Verwaltungsgerichtliches Verfahren eines türkischen Staatsangehörigen 

Sehr geehrte Frau Carmen, 

 

Auf Ihre Anfragen an Amnesty International antworten wir wie folgt: 

1.Frage: 

Ob und ggf. mit welcher Wahrscheinlichkeit ein wegen „Versuchs der Trennung des türkischen 
Staatsgebietes“ (Separatismus) gemäß Art.125 des türkischen Strafgesetzbuches alte Fassung (tStGB 
a.F.) zu einer erschwerten lebenslangen Haftstrafe, die wegen guter Führung in eine lebenslange 
Haftstrafe umgewandelt wurde, Verurteilter, der gegen die gerichtliche Entscheidung Rechtsmittel 
erhoben hat, bei der Einreise in die Türkei mit Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung rechnen muss?  

Bei Personen, die wegen politischer Vergehen gesucht werden, angeklagt oder verurteilt sind, besteht 
die besondere Gefahr, dass sie von Polizisten als „Staatsfeinde“ betrachtet werden und allein aufgrund 
dieser negativen Einstellung misshandelt werden. Wir haben Erkenntnisse darüber, dass der konkrete 
Tatvorwurf oder zugrunde liegende Strafrechtsartikel dabei eine besondere Rolle spielt. 

Ihre erste Frage möchten wir unterteilen, ob a) Folter und unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung nach einer Festnahme bei der Einreise droht und b) ob trotz einer bereits bestehenden - 
evtl. noch nicht rechtkräftigen - Verurteilung die Möglichkeit erneuter polizeilicher Vernehmungen 
besteht, die wiederum die Gefahr von Folter und Misshandlungen mit sich bringen würden. 

 

Zu a)  

Grundsätzlich ist bei einer Festnahme durch die Polizei bei der Einreise zu befürchten, dass der Kläger 
Misshandlungen ausgesetzt sein wird, besonders häufig in Form von schweren Schlägen. Der Betroffene 
wird wahrscheinlich auch eine gewisse Zeit in Polizeigewahrsam bleiben müssen, da die Polizei 
Auskünfte über den Stand des Verfahrens und über das weitere Vorgehen aus V. einholen wird. Falls er 
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– wofür eine gewisse Wahrscheinlichkeit spricht – nach V. verlegt wird, ist damit zu rechnen, dass er 
aufgrund des weiten Weges bis zur Zusammenstellung eines Gefangenentransportes nach V. einige Zeit 
an dem Ort, an dem die Abschiebung erfolgte, in Untersuchungshaft bleiben wird.  

Türkische Menschenrechtsorganisationen und betroffene (ehemalige) Gefangene berichten immer 
wieder über Misshandlungen und furchtbare Bedingungen bei Gefangenentransporten. Im Folgenden 
geben wir einen uns vorliegenden umfassenden Zeugenbericht zu Gefangenentransporten 
zusammengefasst wieder. Die darin enthaltenen Einzelheiten decken sich mit anderen Berichten, die 
wir über türkische Menschenrechtsorganisationen erhalten haben. Der uns bekannte Zeuge hat zwei 
lange Transporte (im Winter 2006/7 von Istanbul nach Giresun und im Sommer 2008 von Giresun 
nach Istanbul) erlebt. Er berichtet, er selbst und die anderen Gefangenen seien mit Handschellen 
aneinandergekettet in völlig überfüllten Fahrzeugen transportiert worden. In Kurven oder wenn das 
Fahrzeug bremsen musste, seien sie regelmäßig hingefallen, da sie sich aufgrund der Handschellen 
nicht haben festhalten oder abstützen können. Die Transporter waren im Winter ungeheizt und im 
Sommer glühend heiß und schlecht gelüftet. Trotz der langen Strecken wurden nur sehr selten Pausen 
eingelegt und dabei wurden den Gefangenen nicht einmal zum Essen oder zum Gang auf die Toilette 
die Handschellen abgenommen. Da es keine ausreichenden Toilettenpausen gab, seien die Fahrzeuge 
im Laufe der Zeit entsprechend verunreinigt worden und es habe ein unerträglicher Gestank geherrscht. 
Wenn sich Gefangene beschwerten und z.B. verlangten, dass ihnen für den Gang auf die Toilette die 
Handschellen abgenommen werden, wurden sie von den begleitenden Gendarmen geschlagen. Die 
verwendeten Handschellen hätten einen Mechanismus gehabt, der sich bei jeder Bewegung enger 
zusammenzieht, so dass im Laufe der Zeit die Handgelenke immer enger eingeschnürt wurden.  

In dem Fall, der der Anfrage zugrunde liegt, kann angesichts des sehr langen Weges nach V. – von 
jedem der Flughäfen aus, die in der Regel bei Abschiebungen angeflogen werden – schon dieser 
bevorstehende Transport als eine gravierende Misshandlung eingestuft werden. 

 

Zu b)  

Trotz einer bereits bestehenden Verurteilung ist eine erneute – auch polizeiliche – Vernehmung nicht 
ausgeschlossen. Der Betroffene könnte von anderen Personen in der Zwischenzeit belastet worden sein, 
was zu weiteren Tatvorwürfen und erneuten Vernehmungen führen könnte. In den letzten Jahren haben 
sich zahlreiche ehemalige Mitglieder der PKK den türkischen Behörden gestellt. Wenn sie von der 
Möglichkeit der Strafminderung aufgrund „tätiger Reue“ nach Art. 221 Abs. 5 türk. StGB  Gebrauch 
machen wollten, mussten sie konkrete Angaben über ihre Aktivitäten machen und Informationen über 
Strukturen der Organisation und über andere Mitglieder geben. Dabei werden oft Personen belastet, von 
denen angenommen wird, dass sie sich im Ausland in Sicherheit befinden.  

Auch könnte der Kläger zu Vorfällen verhört werden, die während der Zeit stattfanden, in der er bei der 
PKK aktiv war, wenn die Sicherheitsbehörden annehmen, dass er hierzu möglicherweise Informationen 
hat.  

Die Praxis der Folter ist zwar im Vergleich zu den 1990er Jahren deutlich zurückgegangen, Berichte 
über Folterungen sind aber seit etwa 2006 im Vergleich zu den Vorjahren wieder angestiegen. Der 
Menschenrechtsverein IHD in Diyarbakir registrierte für die Region im Osten und Südosten der Türkei  
in den ersten 9 Monaten des  Jahres 2007- 218 Fälle von Folter, 2008 - 530 Fälle und im Jahr 2009 - 
655 Fälle, das ist eine Steigerung von 2007 bis 2009 auf das Dreifache. Für die gesamte Türkei gab 
der IHD 2008 - 712 Fälle von Folter und Misshandlung an, darunter 448 Fälle an registrierten 
Haftorten und 264 Fälle außerhalb solcher Haftorte.  
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Im August 2008 erklärte das türkische Justizministerium auf eine parlamentarische Anfrage von Ayla 
Akat Ata, der Abgeordneten der DTP (Demokratik Toplum Partisi) für die Provinz Batman, in den Jahren 
2006 und 2007 hätten 4719 Bürger wegen Misshandlung und Folter durch Sicherheitsbeamte Klage 
eingereicht. Diese Zahl ist deutlich höher als die Zahlen der türkischen Menschenrechtsorganisationen, 
die nur von den Klagen erfahren, die in der Presse veröffentlicht werden oder wenn sich die Opfer 
direkt an sie wenden. Auch die Zahlen des Justizministeriums dürften nicht alle Fälle umfassen, denn 
es ist bekannt, dass viele Opfer von Folter und Misshandlung aus Angst vor weiteren Misshandlungen 
oder anderen Repressionen oder aufgrund der Erfahrung, dass eine Anzeige meist folgenlos für die 
Täter ist, keine Anzeige erstatten. 

In der Türkei kommen klassische Foltermethoden wie z.B. Bastonade, Elektroschocks und Aufhängen 
an den Armen nur noch selten vor, weit verbreitet sind aber - neben Formen psychischer Folter – 
schwere Schläge, und zwar mit einer Brutalität, die auch in letzter Zeit noch zu Todesfällen geführt 
hat.  

Ein aktuelles Beispiel für einen mutmaßlichen Todesfall infolge von Schlägen ist Resul Ilcin (52), der 
am 21. Oktober 2009 bei Idil (Provinz Şırnak) an einem Kontrollposten festgenommen und zur 
Polizeistation in Idil gebracht worden war. 15 Minuten später war er tot. Im Autopsiebericht wurden ein 
5 cm langer Schädelbruch und Blutergüsse an verschiedenen Körperteilen festgestellt. Das 
Gouverneursamt von Şırnak behauptete, Resul Ilcin sei aufgrund eines Sturzes gestorben. Der 
Rechtsanwalt der Familie weist jedoch darauf hin, dass der Befund der Gerichtsmedizin nicht zu einem 
behaupteten Sturz passt.  

Engin Çeber (29) wurde Ende September 2008 gemeinsam mit anderen Personen anlässlich einer 
Demonstration in Istanbul festgenommen. Nach Aussage der überlebenden Festgenommenen wurden 
die Personen auf der Polizeiwache und anschließend im Gefängnis immer wieder mit Knüppeln und 
Eisenstangen brutal geschlagen. Nach erneuten schweren Schlägen im Gefängnis ist Engin Çeber am 
10. Oktober 2008 in einem Istanbuler Krankenhaus gestorben ist. Der Autopsiebericht nennt als 
Todesursache ein schweres Hirntrauma, verursacht durch äußerliche Gewalt. 

Frage 2: 

Ob einem Häftling, der eine auf einer Verurteilung wegen Separatismus gemäß Art.125 tStGB a.F. 
basierende erschwerte lebenslange Haftstrafe verbüßt, die wegen guter  Führung in eine lebenslange 
Haftstrafe umgewandelt wurde, in türkischen Gefängnissen Folter oder unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Bestrafung droht?  

Bezüglich der Frage Nr.2 kann wie folgt geantwortet werden:  

Amnesty International und türkische Menschenrechtsorganisationen erhalten auch in jüngster Zeit  
immer wieder Berichte über Folter und Misshandlungen in türkischen Gefängnissen. 

Dem türkischen Menschenrechtsverein IHD wurden 2008 - 37 Todesfälle in Gefängnissen gemeldet. 
Einigen der Todesfälle lag eine schwere Krankheit zugrunde, die in manchen Fällen nicht angemessen 
behandelt wurde, daneben gab es eine Reihe unklarer Todesfälle, bei denen die Gefängnisverwaltung 
Selbstmord behauptete, dies jedoch von den Angehörigen angezweifelt wurde, sowie der durch Folter 
getötete, oben erwähnte, Engin Ceber. 

Am 7. Juli 2008 soll der im Gefängnis Maltepe (Istanbul) inhaftierte Umut Bayram im Gefängnis 
Selbstmord begangen haben. Der Vater erklärte, er sei darüber erst am 18.7.2008 informiert worden, 
als er aus Diyarbakır angereist war, um seinen Sohn zu besuchen. Die Leiche habe Spuren von 
Schlägen aufgewiesen und an der Kleidung seien Blutflecken gewesen. Ein Autopsiereport wurde der 
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Familie nicht ausgehändigt. Diese Umstände und auch die Tatsache, dass Umut Bayram von seiner 
insgesamt fünfjährigen Haftstrafe nur noch 6 Monate zu verbüßen hatte, führten bei der Familie zu der 
Überzeugung, dass ihr Sohn durch Folter getötet wurde. Die Familie hat Strafanzeige erstattet, über 
den Stand des Verfahrens ist uns jedoch derzeit nichts bekannt.  

Die Zentrale und 29 Zweigstellen des Menschenrechtsvereins IHD haben für die Zeit vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2008 - 3519 Beschwerden von Häftlingen erhalten. Der größte Teil davon, 1602, 
bezog sich auf die Verhängung von Disziplinarstrafen, insgesamt 686 auf die Vorenthaltung von 
Büchern, Briefen etc. und auf Verbote, mit Besuchern oder am Telefon Kurdisch zu sprechen. 333 
Gefangene beschwerten sich über Folter und Misshandlungen. Beschwerden kamen aus den 
Gefängnissen Sincan F-Typ , Bolu F-Typ, Kırıkkale F-Typ, İstanbul Bayrampaşa (wurde bei Erstellung 
des Berichts geschlossen), Tekirdağ F-Typ, Kandıra F-Typ, Gebze M-Typ, Adana Kürkçüler F-Typ, İzmir 
Kırıklar F-Typ, Buca, Bergama M-Typ, Aydın E-Typ, Adıyaman E-Typ, Batman M-Typ, Bingöl Spezialtyp, 
Bitlis E-Typ, Diyarbakır E und D-Typ, Erzurum H-Typ, Antep H-Typ, Malatya E-Typ, Hakkari 
geschlossene Haftanstalt, Şanlıurfa E-Typ, Siirt E-Typ, Van F-Typ. Die meisten Klagen kamen aus F-
Typ-Gefängnissen, wo vor allem Gefangene inhaftiert sind, die aufgrund von Straftaten angeklagt oder 
verurteilt wurden, die unter das Antiterrorgesetz fallen. 

 

Frage 3: 

Bejahendenfalls (bezug zur Frage 2), ob die Gefahr, in türkischen Gefängnissen Opfer von Folter oder 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung zu werden, für einen eine auf einer 
Verurteilung auf der Grundlage des §125 tStGB basierende Haftstrafe verbüßenden Gefangenen höher 
ist als für einen nicht wegen des vorbenannten oder eines sonstigen Delikts mit politischem 
Hintergrund verurteilten Häftling? 

Die Frage 3. kann wie folgt beantwortet werden:  

Aus politischen Gründen Verurteilte verbüßen ihre Haftstrafen überwiegend in sogenannten F-Typ 
Gefängnissen. Insassen dieser Gefängnisse klagen oft über die Isolation in kleinen Gruppen. 
Gefangene,  die als besonders gefährlich angesehen werden, z.B. aufgrund einer führenden Position in 
einer politischen Organisation, werden oft über lange Zeit in völliger Isolation gehalten. Isolationshaft 
und Besuchs- und Telefonverbote werden auch als Disziplinarstrafen verhängt.  

Nach Amnesty International vorliegenden Informationen gibt es bei der Umsetzung eines Runderlasses 
der Regierung aus dem Jahr 2007, der den Inhaftierten in Hochsicherheitsgefängnissen des F-Typs 
mehr Zeit für gemeinsame Aktivitäten zugestand, bislang keine Fortschritte. 

Das Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe (kurz Committee for the Prevention of Torture = CPT) betrachtet Isolationshaft 
von längerer Dauer als Menschenrechtsverletzung.  

Das CPT hat sich sowohl mit den Bedingungen in den Hochsicherheitstrakten (die Gefängnisse vom Typ 
F) als auch mit dem Problem der Isolationshaft in der Türkei auseinander gesetzt. Nach einem Besuch 
der Türkei hat das CPT am 6. September 2006 seinen Bericht zu einem Besuch zwischen dem 7. und 
14. Dezember 2005 vorgelegt.  

Das CPT hat ein besonderes Augenmerk auf solche Gefangene gerichtet, die zu verschärfter 
lebenslanger Haft verurteilt und nach Artikel 25 des Gesetzes zum Strafvollzug in Einzelhaft gehalten 
werden. Hiervon waren 2 Gefangene in Adana, 7 in Tekirdag betroffen.  

 
 
 
 

http://de.wikipedia.org/wiki/Isolationshaft
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Neben 14-tägigen Besuchen und einem Telefonat in 15 Tagen durften die Gefangenen in Adana jeden 
Tag nur eine Stunde die Zelle verlassen. In Tekirdag wurde die Zeit einen Tag vor Ankunft des CPT auf 
2 Stunden angehoben. Die Gefangenen sind nach dem Bericht des CPT im Hof, der an die Zelle 
anschließt, allein; können aber mit Gefangenen in den anderen an den Hof angrenzenden Zellen 
sprechen. In Tekirdag war dies für den einzigen Gefangenen mit verschärfter lebenslanger Haft nicht 
möglich, da der Direktor das Gesetz so verstand, dass Gespräche nur unter Gefangenen mit der 
gleichen Strafe erlaubt sind.  

Das CPT stellt in seinem Bericht von 2005 fest, dass die Isolation für Gefangene 
gesundheitsgefährdende Folgen haben kann und unter bestimmten Bedingungen die Form von 
unmenschlicher und erniedrigender Behandlung annehmen kann. 

Türkische Menschenrechts- und Ärzte-Organisationen warnen seit langem vor Isolationshaft, wegen der 
in vielen Fällen schweren psychischen Erkrankungen. Einige Fälle von Selbstmord bzw. einem 
Selbstmordversuch zeigen die Berechtigung für diese Besorgnis: 

Die Gefangenenhilfsorganisation TAYAD hat in einer Presseerklärung vom März 2009 auf den 
Selbstmordversuch von Süleyman Erol hingewiesen. Süleyman Erol war zu lebenslanger Haft verurteilt 
worden, d.h. das Gericht hatte zunächst eine erschwerte lebenslange Haftstrafe verhängt, die der 
Kassationshof in eine lebenslange Haftstrafe verwandelte. Im F-Typ Gefängnis İzmir/Kırıklar soll er 
sieben Jahre in Einzelhaft gehalten worden sein. Während des Hofgangs soll er nur Kontakt zu einer 
anderen Person gehabt haben. Am 23. Februar 2009 schnitt er sich die Pulsadern auf. Er wurde 
gerettet, wird nach Angaben von TAYAD aber weiter in Einzelhaft gehalten. 

Der türkische Menschenrechtsverein IHD berichtete von zwei Selbstmorden nach längerer Isolationshaft 
in dem F-Typ Gefängnis Tekirdağ: von Zeki Ünlü, der nach Informationen aus der Presse einer linken 
türkischen Organisation angehörte, im September 2007. Außerdem Abdullah Ekinci, der wegen 
Aktivitäten für die PKK verurteilt war, im August 2008. (Im Falle von Abdullah Ekinci ist es zweifelhaft, 
ob es sich tatsächlich um einen Selbstmord handelte. Es gibt auch Berichte, er sei von Wärtern zu 
Tode geprügelt worden). 

Berichte über Folter und Misshandlung stammen überwiegend von politischen Gefangenen. Das kann 
verschiedene Gründe haben: politischen Gefangene, insbesondere solche, die wegen Mitgliedschaft in 
bewaffneten Organisationen angeklagt oder verurteilt wurden, werden teilweise vom Gefängnispersonal 
als „Staatsfeinde“ wahrgenommen, denen gegenüber eine besondere Abneigung und Aggressivität 
besteht. Oft leisten diese Gefangenen auch eher Widerstand gegen tatsächliche oder von ihnen 
empfundene Schikanen. Der Grund, aus dem Engin Çeber z.B. in der Haftzelle zusammengeschlagen 
wurde, war z.B. dass er sich geweigert hatte, zum Zählappell aufzustehen. Außerdem haben politische 
Gefangene ein stärkeres Bewusstsein über die Rechte von Gefangenen und eher den Mut, sich über 
Missstände und Misshandlungen zu beschweren.  

Die Tageszeitung Radikal  berichtete in ihrer Ausgabe vom 26.12.2008 von Untersuchungsergebnissen 
der parlamentarischen Menschenrechtskommission: 

 
„Die Menschenrechtskommission der Großen Türkischen Nationalversammlung gab nach ihrem Besuch 
des M-Typ-Gefängnisses von Bandırma in der Provinz Balıkesir am 26. Dezember einen Bericht heraus. 
Laut diesem Bericht müssen 31 Gefangene in einem für 16 Personen vorgesehenen Raum leben. 
Einige müssen auf Stühlen schlafen. Ein Gefangener gab an, er sei geschlagen worden, weil er nicht 
salutiert habe, als er den Direktor sah. Ein Gefangener sei verrückt geworden, weil er immer wieder 
geschlagen wurde 
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Im Anhang führen wir vier weitere Beispiele für berichtete Todesfälle, Folterungen und Misshandlungen 
in Gefängnissen und bei Transporten von Gefangenen auf. Diese Beispiele aus der türkischen Presse 
und von türkischen Menschenrechtsorganisationen zeigen, dass Gewalt gegen Gefangene in einem 
bedenklichen Ausmaß angewandt wird. Zu berücksichtigen ist dabei, dass bei weitem nicht alle Vorfälle 
gemeldet werden.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

Amke  Dietert,  Kogruppe Türkei      und           für die inhaltliche Richtigkeit 

 

 

                                                                    Dr. Julia Duchrow 

                                                                     Fachreferentin Asylpolitik, 

                                                                     Abteilung Länder und Asyl 
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Anhang:

 

AA; DHA,                                                                                                                     02.11.2009  

Tod in Polizeihaft in der Provinz Kocaeli 

Behörden behaupten, Ahmet Cömert (23), der am 31. Oktober 2009 unter dem Vorwurf des 
„Diebstahls“ im Viertel Darica in der Provinz Kocaeli in Polizeihaft genommen wurde, sei am 1. 
November 2009 durch Selbstmord mit der Schnur seiner Trainingshose gestorben. Seine Familie sagt, 
er habe alle Vorwürfe bestätigt, um seinen Bruder, der mit ihm zusammen festgenommen worden war, 
vor Folter zu schützen. Der erste Autopsiebericht habe Spuren von Folter auf seinem Körper ergeben. 

 

halkınsesi.tv,                                                                                                               06.02.2009 

  

Schläge im F-Typ-Gefängnis Kandira 

Am 6 Februar hat die NGO „Rechtsberatung des Volkes“ in einer öffentlichen Erklärung bekannt 
gemacht, dass Taner Korkmaz, Häftling im Kocaeli Kandira F-Typ-Gefängnis Nr. 1 am 2. Februar von 
Gefängniswärtern in einem Gefängnisbereich, der nicht  von Kameras überwacht wird, geschlagen 
wurde. 

 

Sabah,                                                                                                                        23.04.2009 

Parlamentsausschuss im Gefängnis in Van 

Der Ausschuss Gefängnis in der Kommission zu Menschenrechten in der Großen Nationalversammlung 
der Türkei hat bei einer Untersuchung im Gefängnis in Van festgestellt, dass Gefangene aus 
Sicherheitsgründen nackt durchsucht werde. Zudem stellte die Kommission fest, dass 22 Gefangene 
auf dem Betonboden schlafen, weil das Gefängnis überbelegt ist. 

 

Birgün,                                                                                                                        21.06.2009  

Gefangene wegen Singens beim Transport geschlagen 

 
M.Ö. (17) und P.I (17),  Gefangene im Mardin E Typ Gefängnis, wurden von Gendarmen geschlagen 
und beleidigt, weil sie im Gendarmerie-Transporter gesungen haben sollen.  
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